
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ : ja

NRWLandesplanungsG i.d.Fassung der Bekanntmachung v. 
3. Juni 1975 - LP1G - (GV 1975, 450) § 20 i.d.F. v. 28. November 1979 (GV 1979, 878) § 22

Die Landesplanungsbehörde kann im Wege einer Unter- 
sagungsVerfügung (§ 20 LP1G a.F., jetzt § 22) nicht 
unmittelbar auf das Baugenehmigungsverfahren eines 
Bürgers einwirken.

BundesbauG 1976 § 34 Abs. 1

Die Ziele der Raumordnung und der Landesplanung sind 
nicht ein "sonstiger öffentlicher Belang”, der einem 
sonst nach § 34 Abs. 1 BBauG zulässigen Bauvorhaben 
entgegenstehen kann.

BGH, Urt. v. 30. Juni 1983 - III ZR 73/82 - OLG Köln
LG Bonn
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 30. Juni 1983 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn 
und die Richter Kröner, Dr. Engelhardt, Dr. Halstenberg 
und Dr. Werp

für Recht erkannt:

Die Revision des beklagten Landes gegen das 
Urteil des 7. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Köln vom 11. Februar 1982 wird zu­
rückgewiesen.

Die Kosten des Revisionsrechtszuges, soweit 
sie im Verhältnis zwischen dem beklagten 
Land und den Klägern entstanden sind, hat 
das beklagte Land zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Kläger erwarben 1975 den Grundbesitz Gemarkung 
Wolsdorf, Flur 4, Flurstücke und 0 P  im Stadtgebiet

Die zusammenhängenden Flurstücke grenzen im 
Nordwesten an die W^0A-op|^^Pstraße, im Nordosten 
an die D^pstraße und im Süden an die Grundstücke der 
Eigentümer G^p, Q ^ pHlflP und Auf dem Flur­
stück steht eine etwa 8000 qm große Lagerhalle.

Sämtliche Grundstücke sind Teile des Geländes der 
P^pp-Werke, die Anfang der 70er Jahre ihren Betrieb ein­
gestellt hatten. Das Gelände war in der Baustufenordnung
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der Stadt S ^ ^ ^ ^  vom Oktober 1959 als Industriegebiet 
ausgewiesen. Im Dezember 1975 beschloß der Rat der Stadt 
die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 18/3, in dem u.a. 
die Ausweisung des Grundbesitzes der Kläger als Sonder­
fläche zur Ansiedlung von SB-Märkten vorgesehen war.Ei­
ne Veränderungssperre wurde nicht erlassen.

Bereits im April 1975 stellte die Firma P ^ H D ^  ” 
deren Allein- oder Mehrheitsgesellschafter die Kläger 
sind - bei der Stadt eine Bauvoranfrage für den Umbau 
der Lagerhalle und deren Nutzung als Supermarkt-Warenhaus. 
Diese Anfrage beschied die Stadt im Januar 1976 zustim­
mend.

Daraufhin verpachteten die Kläger im Januar 1976 
ihren Grundbesitz an die Firma Mf|^p GmbH, die darauf 
ein SB-Warenhaus einrichten wollte. Als Pachtbeginn wur­
de der 1. Januar 1976 vereinbart, der monatliche Pacht­
zins sollte 40.000 DM nebst Mehrwertsteuer betragen.

Im Dezember 1976 beantragten die Kläger bei der mit­
beklagten Stadt die Genehmigung zur Errichtung eines SB- 
Warenhauses mit einer Verkaufsfläche von 7.128,41 qm,das 
in der oben erwähnten Lagerhalle betrieben werden soll­
te. Am 4. März 1977 teilte die Stadt dem Regierungsprä­
sidenten mit, es sei beabsichtigt, bis zum 25. März 1977 
die beantragte Baugenehmigung zu erteilen, falls bis da­
hin keine gegenteilige Weisung erfolge. Mit Verfügung 
vom 21. März 1977 wies der Regierungspräsident unter Be­
zugnahme auf § 21 LP1G i.d.F. vom 3. Juni 1975 (GV NW 
450) die Stadt an, die Genehmigung des Bauantrags der 
Kläger - ebenso die des gleichzeitig gestellten Antrags 
des Nachbarn und die Beantwortung der Bauvoranfrage
des Nachbarn G r t f H M  - für einen Zeitraum bis zu
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zwölf Monaten auszusetzen. Die Widersprüche der Stadt 
und der Kläger gegen diese Anweisung blieben erfolglos.

Im Anschluß an diese Verfügung des Regierungsprä­
sidenten "untersagte" der Chef der Staatskanzlei des Lan­
des Nordrhein-Westfalen am 12. Dezember 1977 der Stadt 
die "Erteilung der Baugenehmigung" für zwei Jahre gemäß 
§ 20 LP1G, "da durch eine solche Genehmigung in Verbin­
dung mit dem im Entwurf des Flächennutzungsplanes erkenn­
baren Planungswillen der Stadt, das gesamte ehemalige 
P^^-Gelände als Sonderbaufläche für Einkaufszentren 
und großflächige Handelsbetriebe zu nutzen, befürchtet 
werden (müsse), daß die Einhaltung von bestehenden und 
von eingeleiteten Zielen der Raumordnung und Landespla­
nung wesentlich erschwert werde".

Bereits im Juli 1977 hatten die Kläger vor dem Ver­
waltungsgericht Verpflichtungsklage gegen die Stadt auf 
Erteilung der Baugenehmigung erhoben. In diesem Rechts­
streit wurde der Regierungspräsident beigeladen.

Durch Urteil vom 20. Juni 1978 verpflichtete das 
Verwaltungsgericht die Stadt zur Erteilung der Baugeneh­
migung mit der Maßgabe, daß die Statik des Vorhabens auf 
Verlangen der Stadt nachzuweisen sei. Die dagegen vom Re­
gierungspräsidenten eingelegte Berufung fand ihre Erledi­
gung durch Ablauf der vom Chef der Staatskanzlei gesetz­
ten ZweiJahresfrist. Am 30. April 1980 erteilte die Stadt 
den Klägern die beantragte Baugenehmigung.

Bereits im Februar 1978 hatte der Rat der Stadt be­
schlossen, im Flächennutzungsplan das Gelände der Klä­
ger und des Nachbarn G^pk als Sondergebiet und die restli-

L
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che Fläche des früheren Fj|^-Geländes als Gewerbegebiet 
darzustellen. Der im November 1980 beschlossene Bebau­
ungsplan Nr. 18/4 sieht ein Sondergebiet und ein allge­
meines Wohngebiet vor.

Die Kläger haben die Stadt und das Land auf Scha­
densersatz und Entschädigung in Anspruch genommen. Sie 
sind der Ansicht, daß bei ordnungsgemäßer Behandlung des 
Bauantrags die erbetene Genehmigung spätestens zum I.Mai 
1977 hätte erteilt werden müssen. Infolge der unberechtig­
ten Verzögerung habe die Firma GmbH die Pachtzins­
zahlungen zum 30. April 1977 eingestellt.

Ihre Teilansprüche hat das Landgericht dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt gegenüber der Stadt für 
den Zeitraum vom 1. Mai 1977 bis zum 18. Dezember 1977 
und gegenüber dem Land für den Zeitraum vom 19. Dezember 
1977 bis zum 18. Dezember 1979.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung der Beklag­
ten im wesentlichen zurückgewiesen und auf die Anschluß­
berufung der Kläger eine Haftung der Stadt auch für die 
Zeit vom 10. Januar 1980 bis zum 29. April 1980 dem Grun­
de nach bejaht.

Gegen dieses Urteil haben die Stadt und das Land 
Revision eingelegt. Die Stadt hat, nachdem sie sich 
außergerichtlich mit den Klägern verglichen hat, ihr 
Rechtsmittel zurückgenommen. Das Land erstrebt die völli­
ge Abweisung der Klage. Die Kläger bitten um Zurückwei­
sung der Revision.
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Entscheidungsgründe

I.

Das Berufungsgericht hat die Klage gegen das Land aus 
dem Gesichtspunkt der Amtshaftung (§ 839 BGB in Verb, mit 
Art. 34 GG) dem Grunde nach für gerechtfertigt erachtet 
für die Zeit vom November/Dezember 1978 und vom 21. März 
1979 bis zum 18. Dezember 1979. Dazu hat es im wesentli­
chen ausgeführt:

Die Untersagungsverfügung des Chefs der Staatskanz- 
lei vom 12. Dezember 1977 sei rechtswidrig gewesen. Da­
bei könne die Frage, ob § 20 LP1G aF - auf den die Verfü­
gung gestützt worden sei - die Aussetzung eines einzelnen 
Baugenehmigungsverfahrens gestatte, offenbleiben; denn die 
Voraussetzungen dieser Vorschrift seien ohnehin nicht ge­
geben gewesen. Das Vorhaben der Kläger habe nicht befürch­
ten lassen, daß durch seine Verwirklichung die Einhaltung 
der Ziele der Raumordnung und Landesplanung unmöglich oder 
wesentlich erschwert werde. Auch hätten die Bedenken des 
Chefs der Staatskanzlei sich im Grunde nicht gegen das Vor­
haben der Kläger (oder das bereits im Juli 1977 genehmig­
te Vorhaben des Nachbarn G^Pl) gerichtet, sondern gegen 
die weitergehenden Planungsvorstellungen der Stadt hin­
sichtlich des restlichen P^^^-Geländes. Daß diese Absich­
ten der Stadt die Unterlassungsverfügung - soweit sie die 
Kläger betraf - nicht zu rechtfertigen vermocht habe, hät­
ten die Bediensteten der Staatskanzlei bei Anwendung der 
gebotenen Sorgfalt erkennen können.
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II.

ii

i

Die dagegen gerichtete Revision des Landes bleibt 
im Ergebnis ohne Erfolg.

1. Entgegen der Ansicht der Revision kann im Rahmen des 
§ 20 LP1G aF das Bestehen einer Amtspflicht der Bedienste­
ten der Staatskanzlei (der Landesplanungsbehörde) gegen­
über den Klägern, als den "Dritten" im Sinne des § 839 
Abs. 1 BGB nicht verneint werden.

a) Die befristete Untersagung einer raumbedeutsamen 
Maßnahme nach § 20 des Landesplanungsgesetzes für Nord­
rhein-Westfalen vom 3. Juni 1975 - LP1G aF (GV 450) jetzt 
§ 22 LP1G vom 28. November 1979 (GV 878), wozu auch die 
Erteilung einer Baugenehmigung gehören kann, hat nur ver­
waltungsinterne Bedeutung; sie richtet sich lediglich ge­
gen Behörden und sonstige Planungsträger im Sinne von 
§ 5 ROG (NW LT-Drucks. 7/1166 S. 23). Eine unmittelbare Wir­
kung nach außen, gegenüber dem einzelnen, ist, wie bei al­
len Maßnahmen der Raumordnung und Landesplanung, ausge­
schlossen (Niemeier/Dahlke/Lowinski LP1G NW § 20 Rdn. 10; 
Gräf/Henneke ZfBR 1980, 218/9). Die Ansicht, die Landes­
planung sbehör de könne mit Hilfe des § 20 LP1G aF unmittel­
bar auf das Baugenehmigungsverfahren eines Bürgers einwir­
ken, ist abzulehnen; die Untersagung ist nicht geeignet,in 
Rechtsansprüche, die sich etwa auf einen Bebauungsplan 
gründen, einzugreifen (Niemeier/Dahlke/Lowinski aaO § 20 
Rdn. 9; Schmidt-Aßmann, Fortentwicklung des Rechts im 
Grenzbereich zwischen Städtebau und Landesplanung, S. 80 ff.; 
Bielenberg/Erbguth, Raumordnungs- und Landesplanungsrecht 
des Bundes und der Länder, § 7 ROG Rdn. 16 - anders noch 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg BBauG, 1975, § 1 Rdn. 24).
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Das steht Jedoch nicht der Annahme entgegen, daß den 
Bediensteten der Landesplanungsbehörde bei Erlaß und 
Durchsetzung der Untersagungsverfügung vom 12. Dezember 
1977 Amtspflichten nicht nur der Allgemeinheit, sondern 
auch den Klägern gegenüber als Dritten im Sinne des § 839 
Abs. 1 BGB obgelegen haben.

b) Soweit "unerlaubte Handlungen", zu denen nach 
der Systematik unserer Rechtsordnung auch die Amtspflicht­
verletzungen im Sinne des § 839 BGB zählen, eine Anspruchs­
grundlage bilden, wird das Schadensersatzrecht von dem 
Grundsatz beherrscht, daß nicht Jeder schadensersatzberech­
tigt ist, der irgendwie, sei es auch nur mittelbar, durch 
eine derartige unerlaubte Handlung Nachteile erlitten hat. 
So ist aus einer unerlaubten Handlung im Sinne des § 823 
Abs. 1 BGB ausschließlich der unmittelbar Verletzte (d.h. 
der Träger der in der genannten Vorschrift aufgezählten 
Lebens- und Rechtsgüter), bei § 823 Abs. 2 BGB allein der­
jenige schadensersatzberechtigt, dessen Schutz das verletz­
te Gesetz dient. In den Fällen der §§ 824 - 826 BGB sind 
im Gesetz als Ersatzberechtigte ebenfalls ausschließlich 
diejenigen genannt, gegen die sich die unerlaubte Hand­
lung unmittelbar richtet. Dieser Beschränkung des Kreises 
der Ersatzberechtigten auf die unmittelbar Verletzten ent­
spricht die Regelung des § 839 BGB, wonach Schadensersatz­
ansprüche nur dem "Dritten" eingeräumt sind, demgegenüber 
die - verletzte - Amtspflicht bestand. Ob im Einzelfall 
der Geschädigte zu dem Kreis der "Dritten" in diesem Sin­
ne gehört, muß entscheidend danach beantwortet werden, 
ob die Amtspflicht - wenn auch nicht notwendig allein, so 
doch auch - den Zweck hat, das Interesse gerade dieses Ge­
schädigten wahrzunehmen. Nur wenn sich aus dem die Amts­
pflicht begründenden und sie umreißenden Bestimmungen so-
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wie aus der besonderen Natur des Amtsgeschöfts ergibt, 
daß der Geschädigte zu dem Personenkreis zählt, dessen 
Belange nach dem Zweck und der rechtlichen Bestimmung 
des Amtsgeschäfts geschützt oder gefördert werden sollen, 
besteht ihm gegenüber eine Schadensersatzpflicht. Hinge­
gen ist anderen Personen gegenüber, selbst wenn die Amts­
pflichtverletzung sich für sie mehr oder weniger nachtei­
lig ausgewirkt hat, eine Ersatzpflicht nicht begründet.
Es muß mithin eine besondere Beziehung zwischen der ver­
letzten Amtspflicht und dem geschädigten "Dritten" beste­
hen (BGHZ 56, 40, 45 m.w.Nachw.).

c) Die Untersagungsverfügung vom 12. Dezember 1977 
war an die Stadt gerichtet, die Bediensteten der Landes­
planungsbehörde nahmen also nicht selbst unmittelbar Ein­
fluß auf das von den Klägern betriebene Baugenehmigungsver­
fahren. Die Beamten der Stadt faßten diese Verfügung Jedoch 
als ein für das Genehmigungsverfahren wirksames Verbot auf, 
das sie zu beachten hatten. Sie sahen sich deshalb für 
die Dauer von zwei Jahren gehindert, den Klägern die be­
antragte Baugenehmigung zu erteilen. Ob die Beamten der 
Stadt die Verfügung richtigerweise dahin hätten verste­
hen müssen, die Stadt solle durch planungsrechtliche Maß­
nahmen (z.B. durch Erlaß einer Veränderungssperre nach 
§ 1 4  BBauG) die Grundlage für eine "Zurückstellung" des 
Bauantrags schaffen, kann auf sich beruhen. In Jedem Fall 
hatten die Bediensteten der Landesplanungsbehörde den in 
der Verfügung genannten Klägern gegenüber die Amtspflicht, 
die Erteilung der von ihnen begehrten Baugenehmigung, 
auf die sie einen Anspruch hatten, nicht durch ein Verhal­
ten zu hindern, das die Bauaufsichtsbehörde als ein befri­
stetes Verbot auffassen mußte (vgl. dazu Senatsurteil vom 
26. April 1979 - III ZR 100/77 = WM 1979, 1123, 1125/6).
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2. Das Berufungsgericht hat angenommen, die Untersa­
gung sverfügung sei schon deshalb rechtswidrig gewesen, 
weil die Voraussetzungen des § 20 LP1G aF nicht Vorgele­
gen hätten. Das begegnet Bedenken.

a) Nach § 20 LP1G aF kann die Landesplanungsbehör­
de im Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Landes­
ministern und nach Anhörung des Bezirksplanungsrates 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen, die von Behör­
den oder sonstigen Planungsträgern beabsichtigt sind, 
für eine bestimmte Zeit untersagen, wenn zu befürchten 
ist, daß die Einhaltung der Ziele der Raumordnung und Lan­
desplanung unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert 
wird.

b) In der Erteilung einer Baugenehmigung kann - wie 
bereits dargelegt - eine raumbedeutsame Maßnahme im Sin­
ne des § 20 Abs. 1 LP1G aF gesehen werden. Dabei ist im 
Blick auf die Raumbedeutung der von den Klägern beantrag­
ten Baugenehmigung grundsätzlich nur auf ihr Vorhaben ab­
zuheben. Die weiteren Voraussetzungen "wenn zu befürch­
ten ist”, daß die Einhaltung der Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung "unmöglich gemacht" oder "wesentlich 
erschwert wird", stellen unbestimmte Rechtsbegriffe dar, 
die der vollen gerichtlichen Kontrolle zugänglich sind 
(Schlichter/Stich/Tittel BBauG 3. Aufl. § 15 Rdn. 2 zu 
der als Vorbild dienenden Regelung des Bundesbaugesetzes; 
s. Niemeier/Dahlke/Lowinski aaO § 20 Rdn. 1).

c) Das Berufungsgericht hat die Voraussetzungen des
§ 20 Abs. 1 LP1G aF für die Zeit ab Dezember 1977 und spä­
ter verneint. Es hat dargelegt, daß sich die Bedenken des 
Chefs der Staatskanzlei im Grunde nicht gegen das Vorha-
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ben der Kläger und das des Nachbarn G ^ ^  - das schon im 
Juli 1977 genehmigt wurde - richteten, sondern gegen die 
PIanungsvorStellungen der Stadt hinsichtlich der Nutzung 
des restlichen F^^-Geländes.

Damit hat es aber das Anliegen der Landesplanungs- 
behörde nicht vollständig erfaßt. Diese befürchtete of­
fenbar, daß von dem Vorhaben der Kläger (Umbau einer La­
gerhalle zum SB-Markt) eine prägende Wirkung auf das übri­
ge P^J^-Gelände ausgehen werde und deshalb - entgegen 
den Zielen der Raumordnung und der Landesplanung - wei­
tere Einkaufszentren auf dem Gelände zugelassen werden 
müßten. Diese Sorge war nicht unberechtigt. Das gesamte 
P^^-Gelände war in einem Baustufenplan aus dem Jahr 1959 
als Industriegebiet ausgewiesen. Nach § 6 der Baustufen­
ordnung waren Industriegebiete der Errichtung von Mindu­
striellen und gewerblichen Anlagen aller Art Vorbehalten“. 
Gewerbliche Anlagen nach dieser Vorschrift waren auch Ver­
brauchermärkte. Die Sonderregelung, die sie in § 11 Abs.3 
BauNVO ab 1968 erfahren haben, galt für den nach § 173 
Abs. 3 BBauG übergeleiteten Baustufenplan nicht (Ernst/ 
Zinkahn/Bielenberg BauNVO §§ 25 - 27 Rdn. 7 und 8). Der 
übergeleitete Baustufenplan wurde, soweit er keine Fest­
setzungen traf, durch § J>k BBauG ergänzt. Nach dieser Vor­
schrift war aber für die Zulässigkeit eines Vorhabens die 
Eigenart (Bebauung) der näheren Umgebung von wesentlicher 
Bedeutung.

Es ist daher grundsätzlich nicht zu beanstanden, daß 
die Landesplanungsbehörde die Befürchtung hegte, das Bau­
vorhaben der Kläger werde die Einhaltung konkreter Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung wesentlich erschweren. 
Jedoch berechtigte das nicht zu den ergriffenen Maßnahmen.
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3. Entgegen der Auffassung der Revision konnten hier 
die Ziele der Raumordnung und der Landesplanung nicht 
zu einer Verweigerung der Baugenehmigung führen. Na­
mentlich standen dem nach dem Baustufenplan von 1959 in 
Verb, mit § 34 BBauG zulässigen Vorhaben die Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung nicht als nach § 34 Abs.1 
BBauG zu berücksichtigender "sonstiger öffentlicher 
Belang" entgegen. Diese Ziele können nicht zu den"öffent- 
lichen Belangen" im Sinne des § 34 Abs. 1 BBauG gerech­
net werden. Sie sind regelmäßig viel zu unbestimmt, um 
bauliche Nutzungsbefugnisse im unbeplanten Innenbereich 
(§34 BBauG) beschränken oder gar beseitigen zu können 
(Ernst/Zinkahn/Bielenberg BBauG § 34 Rdn. 61; Schlich­
ter /Stich/Tittel BBauG 3. Aufl. § 34 Rdn. 16; Schrödter 
BBauG 4. Aufl. § 34 Rdn. 18; Schmidt-Aßmann, Fortentwick­
lung des Rechts im Grenzbereich zwischen Raumordnung und 
Städtebau, 1977, S. 83 f.). Zwar heißt es in § 35 Abs.3 
BBauG, eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange lie­
ge insbesondere vor, wenn das Vorhaben "den Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung widerspreche". Indessen 
kann aus dieser Regelung nichts für die Auslegung des 
Begriffs "sonstige öffentliche Belange" in § 34 Abs. 1 
BBauG hergeleitet werden. Die Ausgangslage der gesetzli­
chen Regelung in beiden Vorschriften ist nicht vergleich­
bar. Während der Gesetzgeber bei der Regelung des § 34 
BBauG davon ausgeht, daß eine Bebauung der Grundstücke 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile grund­
sätzlich zulässig ist (durch die planersetzende Wirkung 
des § 34 BBauG wird die in Art. 14 GG verfassungsrecht­
lich geschützte Baufreiheit aktualisiert), betrifft § 35 
BBauG den Bereich, der nach der gesetzgeberischen Ent­
scheidung im Grundsatz von der Bebauung freigehalten wer­
den soll (Schmidt-Aßmann JuS 1981, 732, 733).
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4. Wie oben dargelegt, durfte die Landesplanungsbe­
hörde im Wege einer Untersagungsverfügung nach § 20 LP1G 
aF nicht unmittelbar auf das Baugenehmigungsverfahren 
der Kläger einwirken (s. II, 1 a). Gleichwohl haben die 
Beamten der Stadt der Untersagungsverfügung ein unmit­
telbar das Genehmigungsverfahren beeinflussendes befri­
stetes Verbot entnommen und sich gehindert gesehen, dem 
Genehmigungsantrag zu entsprechen. Dieses Verhalten der 
Beamten der Stadt war - wie der Wortlaut der Verfügung 
erkennen läßt - von der Landesplanungsbehörde gewollt 
oder wurde doch von ihr in Kauf genommen. Sie muß es sich 
daher zurechnen lassen.

In der befristeten Zurückstellung des begründeten 
und entscheidungsreifen Baugesuchs lag eine fahrlässige 
Amtspflichtverletzung gegenüber den Klägern. Die Unter­
sagungsverfügung war kein planungsrechtlich zulässiges 
Mittel, um das Bauvorhaben der Kläger vorübergehend zu­
rückzustellen. Dazu hätte es einer Veränderungssperre be­
durft, die wiederum die Stadt nach § 14 BBauG zu be­
schließen hatte. Der für das Grundstück der Kläger nach 
§ 84 LBauO erwirkte Vorbescheid hätte sich nach damaliger 
Ansicht nicht in Anwendung von § 14 Abs. 3 BBauG gegen­
über einer Veränderungssperre durchgesetzt (BVerwG BBauBl. 
1966, 321; Senatsurteil vom 14. Dezember 1978 - III ZR 
77/76 = BGHZ 73, 161, 168 - WM 1979, 284, 286; Ernst/ 
Zinkahn/Bielenberg aaO § 14 Rdn. 65; Schrödter aaO § 14 
Rdn. 5; Schlichter/Stich/Tittel aaO § 14 Rdn. 6); a.A. 
neuerdings OVG Münster BauR 1982, 50; Degenhart, DVB1. 
1981, 994, 997 . Doch braucht diese Frage nicht vertieft 
zu werden. Nach den bindenden tatsächlichen Feststellun­
gen des Berufungsgerichts hätte es, um dem auch unter den 
Gesichtspunkten der Raumordnung und der Landesplanung an
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sich unbedenklichen Vorhaben der Kläger die "prägende 
Wirkung auf die nähere Umgebung" zu nehmen, nämlich ge­
nügt, wenn für das restliche F^^-Gelände eine Verände­
rungssperre erlassen worden wäre. Die Behinderung des Bau­
vorhabens der Kläger war deshalb eine vom Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit nicht mehr gedeckte und daher rechts­
widrige Maßnahme.

Bei rechtmäßigem Verhalten hätte hier das beklagte 
Land Jedenfalls für die Zeit ab November 1978 die Einhal­
tung der Ziele der Raumordnung und der Landesplanung si­
chern können, ohne zugleich auch das Vorhaben der Kläger 
zu behindern. Die Stadt war verpflichtet, bei ihrer Pla­
nung die Ziele der Raumordnung und Landesplanung zu be­
achten (§ 1 Abs. 4 BBauG; § 18 LP1G aF). Die Landespla­
nungsbehörde hätte daher auf die Stadt entsprechend ein­
wirken und, falls diese sich weigerlich gestellt hätte, 
den Regierungspräsidenten veranlassen können, die Stadt 
im Wege der Kommunalaufsicht dazu anzuhalten, eine im 
Interesse der Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
erforderliche (räumlich begrenzte) Veränderungssperre zu 
beschließen. Dies alles hätte zwar geraume Zeit in An­
spruch genommen. Doch hätte die Landesplanungsbehörde - 
wenn sie sich richtig verhalten hätte - schon während 
der vom Regierungspräsidenten im März 1977 verfügten Zu­
rückstellungsfrist tätig werden müssen. Für eine ab No­
vember 1978 wirksame Veränderungssperre (ab diesem Zeit­
punkt verlangen die Kläger Schadensersatz) für das rest- 
liche B^Jp-Gelände standen daher mehr als 18 Monate zur 
Verfügung. Diese Zeit hätte zur Erwirkung der geschilder­
ten Maßnahmen ausgereicht.

Den Bediensteten des beklagten Landes gereicht es 
auch zum Verschulden, daß sie sich nicht in der geschil-



derten Weise verhalten haben. Als den Angehörigen einer 
obersten Landesbehörde hätte ihnen bekannt sein müssen, 
daß die Untersagungsverfügung nach § 20 LP1G aF kein 
Mittel ist, um unmittelbar in ein einzelnes Baugenehmi­
gungsverfahren einzugreifen. Diese Gesetzesauslegung ent 
spricht der in dem vor Erlaß der Verfügung vom 12. De­
zember 1977 erschienenen Kommentar von Niemeier/Dahlke/ 
Lowinski zum Landesplanungsrecht Nordrhein-Westfalen 
(§20 Rdn. 9) vertretenen Auffassung, die ersichtlich 
keinen Widerspruch gefunden hat.

5. Nach alledem erweist sich die Revision des Landes 
im Ergebnis als unbegründet.

Die Kosten des Revisionsrechtszuges, soweit sie im 
Verhältnis zwischen dem beklagten Land und den Klägern 
entstanden sind, hat das Land nach § 97 ZPO zu tragen.



Eine derartige Kostenentscheidung ist möglich, weil das 
Land hinsichtlich der Gerichtskosten Gebührenfreiheit ge­
nießt (§2 GKG) und die Kläger sich gegenüber der Stadt 
weder durch einen beim Bundesgerichtshof zugelassenen 
Rechtsanwalt haben vertreten lassen noch eine Kosten­
entscheidung nach §§ 515 Abs. 3, 566 ZPO beantragt haben.

Krohn Kroner Engelhardt

Halstenberg Werp
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